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Reform an Haupt und Gliedern 
Verfassungsreformen auf Bundesebene von 1495 bis 2005 (Teil 1)

Prof. Dr. Dr. Wolfgang Durner*

Im Juni und Juli 2006 beschlossen Bundestag und 
Bundesrat mit der im September 2006 in Kraft ge-
tretenen Föderalismusreform I die bis dahin um-
fangreichste Änderung des Grundgesetzes. In einem 
zweiten Schritt soll darüber hinaus noch in der 16. 
Legislaturperiode eine Überarbeitung der Finanz-
verfassung erfolgen. In der Diskussion um diese Re-
formpakete wird leicht übersehen, dass es nicht nur 
in der Bundesrepublik, sondern auch in der älteren 
deutschen Verfassungsgeschichte bereits eine ganze 
Reihe von Reformen gegeben hat.

I. Zum Begriff der „Verfassungsreform“
Eine „Verfassungsreform“ lässt sich als institutiona-
lisierte, durch ein formelles Verfahren verwirklichte 
Weiterentwicklung der Verfassung defi nieren. Dabei 
lassen sich eine evolutionäre Verfassungsgebung ei-
nerseits, andererseits die förmliche Verfassungsän-
derung unterscheiden.1 Begriffsprägend ist das Ele-
ment der planvollen Entwicklung, der Veränderung 
innerhalb eines Systems, die die Verfassungsreform 
sowohl von revolutionären Verfassungsumstürzen als 
auch von punktuellen Einzeländerungen abgrenzt.
Die wichtigsten Reformen, die bislang in Deutsch-
land auf Bundesebene stattgefunden haben, sollen 
nunmehr exemplarisch skizziert werden. Die Suche 
nach älteren „Verfassungsreformen“ führt zu der all-
gemeineren Grundfrage, ab wann sinnvoll von einem 
„Verfassungsstaat“ gesprochen werden kann. Dabei 
verorten die meisten Darstellungen der Verfassungs-
geschichte den Beginn derselben im späten 18. Jahr-

* Der Verfasser ist Inhaber eines Lehrstuhls am Institut für 
Öffentliches Recht und Direktor des Instituts für das Recht 
der Wasser- und Entsorgungswirtschaft an der Rheinischen 
Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn. Der vorliegende Es-
say ist der erste Teil der gekürzten Fassung eines Beitrags, 
den der Verfasser zunächst als Vortrag auf dem Symposi-
um „Reform an Haupt und Gliedern. Verfassungsreform in 
Deutschland und Europa“ zum 65. Geburtstag von Hans-
Jürgen Papier am 16. Juli 2008 in München gehalten hat 
und der in dem gleichnamigen Tagungsband erscheinen 
wird. Der zweite Teil erscheint in der kommenden Ausga-
be des BRJ. 
1  Häberle, in: Wieser/Stolz (Hg.), Verfassungsrecht und 
Verfassungsgerichtsbarkeit an der Schwelle zum 21. Jahr-
hundert, 2000, S. 41 (45 ff.).

hundert.2 Andere Stimmen betonen stärker die histo-
rischen Kontinuitäten der Verfassungsidee.3 Diesem 
Ansatz soll hier gefolgt und der Untersuchungsbe-
reich bis in die ältere Verfassungsgeschichte aus-
gedehnt werden, wo man bereits 1495 auf eine der 
grundlegendsten Reformen der deutschen Geschichte 
stößt.

II. Das Alte Reich
Die Reichsreform Kaiser Maximilians I. markiert ei-
nen Wendepunkt der europäischen Geschichte, näm-
lich den Übergang vom Mittelalter zur frühen Neu-
zeit. Zu diesem Zeitpunkt war die Macht der kaiser-
lichen Zentralgewalt nach Jahrhunderten der Erosion 
von Reichsrechten an einem Tiefpunkt angelangt.4 
Das gesamte 15. Jahrhundert war allerdings auch von 
einer allgegenwärtigen Reformbewegung geprägt, 
nach der in Analogie zur Reform der Kirche auch das 
Reich dem Wandel der Verhältnisse angepasst wer-
den sollte.5 Die Reichsreform stellte einen solchen 
Versuch zur Wiederher stellung der Handlungsfä-
higkeit des Reichs dar.6 Ihre wichtigsten Ergebnisse 
waren die Verkündung des Ewigen Landfriedens, die 
Einrichtung des Reichskammergerichts und des dau-
erhaft tagenden Reichstags, die Einteilung des Reichs 
in Reichskreise und schließlich – als frühe Form von 
Reichssteuern – die Einführung des „Kammerzielers“ 
oder „Kammergerichtszielers“. Diese Elemente hin-
gen in mehrfacher Hinsicht miteinander zusammen: 
Die Verkündung des Ewigen Landfriedens sollte in 
Anknüpfung an die ältere, auf bestimmte Territorien 

2  So statt vieler Grimm, Deutsche Verfassungsgeschichte 
1776-1866, 1988, S. 10 ff.
3  So etwa Willoweit, Deutsche Verfassungsgeschichte. 
Vom Frankenreich bis zur Wiedervereinigung Deutsch-
lands, 5. Aufl . 2004, S. 2.
4  So Lutz, Das Ringen um deutsche Einheit und kirchliche 
Erneuerung, 1988, S. 117.
5  Näher dazu Willoweit (Fn. 3), S. 132 ff.; Fischer-Fabi-
an, Der Jüngste Tag. Die Deutschen im späten Mittelalter, 
1999, S. 143 ff.
6  Umfassend zum Folgenden Angermeier, Die Reichs-
reform 1410-1555. Die Staatsproblematik in Deutsch-
land zwischen Mittelalter und Gegenwart, 1984; Fischer, 
Reichsreform und „Ewiger Landfrieden“, 2007; Krieger, 
König, Reich und Reichsreform im Spätmittelalter, 1992, 
S. 49 ff. und 114 ff.
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begrenzte Landfriedensbewegung7 den unhaltbaren 
Zuständen entgegenwirken, die durch die überkom-
mene Streitbeilegung durch das Institut der Fehde 
entstanden waren.8 Das reichsweite immerwähren-
de Fehdeverbot wurde zum einen durch die „Hand-
habung Friedens und Rechts“ ergänzt, die die Exe-
kution des Landfriedens den einzelnen Territorien 
übertrug, zum anderen durch den Aufbau einer per-
manenten Reichsgerichtsbarkeit fl ankiert, die anstel-
le der bisherigen Selbstdurchsetzung eigener Rechte 
die Streitschlichtung des Reichskammergerichts zur 
Verfügung stellte.
Obwohl das neuere Schrifttum die Reichsreform bis-
weilen vor allem als Versuch der Konsolidierung oder 
Befriedung der überkommenen Reichsverfassung 
deutet,9 war die Reform jedenfalls auch Ausdruck 
eines staatlichen Modernisierungsprozesses10 und zu-
gleich ein wesentlicher Schritt hin zur Begründung 
eines staatlichen Gewaltmonopols.11 Vorsichtig lässt 
sich zudem feststellen, dass die Reichsreform einige 
Problemfelder behandelt hat, die sich in zumindest 
strukturell ähnlicher Weise geradezu leitmotivisch 
durch nahezu alle nachfolgenden Verfassungsre-
formen ziehen sollten: Die durch die Schaffung des 
Reichskammergerichts eingeleitete Justizreform, die 
Finanzverfassung, der Zuschnitt der föderalen Ver-
waltungseinheiten, die Modernisierung des institu-
tionellen Gefüges des Reichs – all dies sind bis zum 
heutigen Tag Grundfragen des deutschen Bundes-
staatsrechts geblieben. Die Umsetzung dieser ersten 
Reformen erfolgte jedoch mangelhaft und erwies sich 
insbesondere als unzulänglich für die Bewältigung 
der Reformation.12

Ein weiterer Reformversuch war der Augsburger Re-
ligionsfrieden von 1555. Darin wurde den weltlichen 
Reichsständen die Religionsfreiheit für sich und ihre 
Untertanen zugestanden und den betroffenen Un-
tertanen im Gegenzug zugesichert, ggf. aus Religi-
onsgründen mit Hab und Gut abzuwandern.13 Diese 
parallele Verankerung des Ius reformandi und des Ius 
emigrandi erfüllte eine Ventilfunktion zur Bewälti-
gung der durch Reformation und Religionskriege zu-
gespitzten religiösen Gegensätze.14

7  Dazu zuletzt Fahrner, Der Landfrieden im Elsass. Recht 
und Realität einer interterritorialen Friedensordnung im 
späten Mittelalter, 2007, S. 41 ff.
8  Eingehend dazu Fischer (Fn. 6), S. 8 ff.
9  So vor allem Angermeier (Fn. 6), S. 30.
10  Vgl. dazu Krieger (Fn. 6), S. 114 f. m.w.N.; Willoweit, 
Der Staat 26 (1987), 270 ff.
11  Dazu Becker, NJW 1995, 2077 ff.; Fischer (Fn. 6), 
S. 245.
12  Vgl. dazu Willoweit (Fn. 3), S. 146 ff.
13  Vgl. das Zitat bei Ziekow, Über Freizügigkeit und Auf-
enthalt, 1997, S. 81.
14  Dazu Graf Ballestrem, in: Birtsch (Hg.), Grund- und 
Freiheitsrechte im Wandel von Gesellschaft und Geschich-

Während der Augsburger Religionsfrieden auch als 
– freilich bereits krisenhafter – Ausdruck einer plan-
vollen Bewältigung dieses Konfl ikts angesehen wer-
den mag, war der Westfälische Friede von 1648 keine 
planvolle Weiterentwicklung der Verfassung im obi-
gen Sinne mehr. Letztlich führte dieses Abkommen 
zu einer endgültigen Schwächung des Reichs zugun-
sten seiner Territorien und ermöglichte zugleich spie-
gelbildlich die endgültige Staatsbildung auf dieser 
Ebene der Territorien. Modernisierende Rechts- und 
Verwaltungsreformen, wie sie in den folgenden Jahr-
zehnten im Zeichen des aufgeklärten Absolutismus 
etwa in Brandenburg-Preußen durchgeführt wurden,15 
förderte der Westfälische Friede somit auf der Ebene 
der Verfassungen der Territorialstaaten, nicht aber auf 
der des Reichs.16

Immer stärker wurde in jener Spätzeit des Heiligen 
Römischen Reichs indes auch die Reformbedürf-
tigkeit der Verfassungsordnung des Reichs selbst 
offensichtlich. Die gesteigerte Handlungsfähigkeit 
der großen Territorialstaaten und ihre bedrohliche 
Politik gegenüber schwächeren Territorien stellten 
die Fähigkeit der Reichsverfassung mehr und mehr 
in Frage, Konfl ikte zwischen den Reichsgliedern zu 
verrechtlichen. Samuel Pufendorf stellte 1667 in sei-
ner berühmten Zustandsbeschreibung des Reichs „De 
statu imperii germanici“ fest, es bleibe nichts anderes 
übrig, „als das deutsche Reich, [...] einen unregelmä-
ßigen und einem Monstrum ähnlichen Staatskörper 
zu nennen, der sich im Laufe der Zeit [...] aus einer 
Monarchie zu einer ungeschickten Staatsform ent-
wickelt hat.“17 Die Verfassungsordnung der Zeit nach 
dem westfälischen Frieden war folglich geprägt von 
dem Dualismus einer „Monstrosität“ des Reichs und 
einer „Modernität“ seiner absolutistischen Gliedstaa-
ten.18

Gegenimpulse gingen von einer Reihe von Reichs-
reformprojekten aus,19 die allerdings kaum mehr zu 

te, 1981, S. 145 (147 f.); vgl. auch Ziekow (Fn. 13), S. 82 
ff.
15  Näher Vierhaus, Staaten und Stände. Vom Westfäli-
schen bis zum Hubertusburger Frieden 1648 – 
1763, 1984, S. 105 ff.
16  Reinhard, Geschichte der Staatsgewalt, 2. Aufl . 2000, 
S. 56.
17  v. Monzambano (Samuel von Pufendorf), Über die Ver-
fassung des deutschen Reiches, verdeutlicht und eingelei-
tet von Breßlau, 1922, S. 94; vgl. dazu Hammerstein, in: 
Stolleis (Hg.), Staatsdenker im 17. und 18. Jahrhundert. 
Reichspublizistik, Politik, Naturrecht, 1977, S. 174 (189 
ff.); Haas, Die Reichstheorie in Pufendorfs „Severinus de 
Monzambano“, 2006.
18  So Vierhaus (Fn. 15), S. 22 ff.
19  Umfassend dazu Burgdorf, Reichskonstitution und Na-
tion. Verfassungsreformprojekte für das Heilige Römische 
Reich Deutscher Nation im politischen Schrifttum von 
1648 bis 1806, 1998.



22   BRJ 1/2009 Durner, Reform an Haupt und Gliedern

tatsächlichen Veränderungen führten. So scheiter-
te das Heilige Römische Reich wohl auch an seiner 
Reformunfähigkeit.20 Bemerkenswert ist allerdings, 
dass dem Reich – angestoßen durch den verlorenen 
Koalitionskrieg gegen das revolutionäre Frankreich 
und durch die Vorgaben des Friedensvertrags von 
Lunéville und rechtlich auf zweifelhafter Grundla-
ge21 – 1803 mit dem Reichsdeputationshauptschluss 
als seinem letzten wichtigen Gesetz durch die Anord-
nung der Säkularisation der kirchlichen Güter und die 
Mediatisierung kleinerer weltlicher Herrschaften und 
Reichsstände für eine kurze Zeit doch noch eine Um-
gestaltung seiner Verfassungsordnung und eine extre-
me Reform der deutschen Kleinstaaterei gelang.22

III. Vom Vormärz zum Kaiserreich
Die Entwicklung des Verfassungsrechts in der Zeit 
vom Vormärz bis zur Gründung des Kaiserreichs be-
schränkte sich nach dem Zusammenbruch des Alten 
Reichs auf die Ebene der Einzelstaaten.23 Dabei kann 
die Welle von Verfassungsgebungen als reformeri-
sche Reaktion auf den militärischen Zusammenbruch 
des Reichs und der deutschen Staaten gegenüber den 
militärischen Expansionen Napoleons verstanden 
werden.24 So wurde der totale Zusammenbruch des 
preußischen Staates 1806 zur Stunde der Reformbü-
rokratie und zum Ausgangspunkt der Stein-Harden-
bergschen Reformen, die u.a. zur Bauernbefreiung, zu 
einer umfassenden Bildungsreform sowie zur Preußi-
schen Städteordnung führten.25 Obwohl viele dieser 
Reformansätze im Zeitalter der Reaktion durch die 
Restaurationspolitik Metternichs wieder zum Still-
stand kamen, haben sie – etwa mit der Garantie der 
Freizügigkeit oder den Leitbildern der kommunalen 
Selbstverwaltung und der universitären Forschungs-
freiheit – bis heute bleibende Spuren im geltenden 
Verfassungsrecht hinterlassen.
All diese Reformen spielten sich freilich nicht auf 
Bundesebene, sondern auf jener der nunmehr souve-
ränen Einzelstaaten ab, die lediglich dem rahmenhaf-
ten Einfl uss der Bundesakte unterworfen waren. Auch 
die am 27. März 1849 von der verfassungsgebenden 
Nationalversammlung in der Frankfurter Paulskirche 

20  Vgl. dazu auch Grimm (Fn. 2), S. 19 ff.
21  Eingehend zu den Hintergründen Knecht, Der Reichs-
deputationshauptschluß vom 25. Februar 1803. Rechtmä-
ßigkeit, Rechtswirksamkeit und verfassungsgeschichtliche 
Bedeutung, 2007, S. 37 ff. und 91 ff.
22  Vgl. dazu Huber, Deutsche Verfassungsgeschichte 
seit 1789, Bd. I: Reform und Restauration 1789 bis 1830, 
1957, S. 42 ff.; Knecht (Fn. 21), S. 238 f; Willoweit (Fn. 
3), S. 258 ff.
23  Näher Wahl (Fn. 2), § 2 Rn. 21 ff.
24  Grimm (Fn. 2), S. 76 ff.
25  Vgl. dazu umfassend Huber (Fn. 22), S. 95 ff.; im Über-
blick Willoweit (Fn. 3), S. 266 ff.

beschlossene, nie in Kraft getretene Verfassung des 
Deutschen Reiches war zwar zweifellos eine „Stern-
stunde der deutschen Verfassungsgeschichte“26 und 
ein Werk, das Wirkungen auf die Verfassungen von 
1867, 1871, 1919 und sogar bis in das Grundgesetz 
hinein entfaltete,27 aber eben doch keine planvolle 
Reform, sondern Grundlage einer gescheiterten Re-
volution. Von Reformen auf Bundesebene konnte 
letztlich erst wieder mit der Entstehung einer solchen 
Ebene durch die Gründung des deutschen Kaiser-
reichs die Rede sein.

IV. Das Kaiserreich
Die Zeit des Deutschen Kaiserreichs hat Ernst Ru-
dolf Huber als eine „Epoche verfassungsstaatlicher 
Entwicklung“ charakterisiert: Das Verfassungsrecht 
des Deutschen Reichs sei geprägt gewesen durch 
Entwicklungen vom Fürstenbund zum Nationalstaat, 
vom Föderativstaat zum unitarischen Bundesstaat, 
vom monarchischen Prinzip zur parlamentarischen 
Demokratie, vom bloß staatsorganisationsrechtlichen 
Ordnungsrahmen zum Rechtsstaat.28 Dass solche 
Entwicklungen stattfi nden konnten, liegt zweifellos 
auch in der Struktur der Verfassung des Deutschen 
Reichs selbst begründet, die in ihrer Unentschlos-
senheit zwischen Nationalstaat und preußisch domi-
niertem Fürstenbund, zwischen Ständestaat und bür-
gerlicher Gleichheit, zwischen Parlamentsherrschaft 
und autoritärer Kaiserdiktatur im Rückblick als ein 
„System umgangener Entscheidungen“ beschrieben 
wurde.29 Mit dem Bundesrat fi ndet sich noch heute 
ein Verfassungsorgan, das sich in seiner konkreten 
Zusammensetzung und Stellung letztlich nur histo-
risch durch die kompromisshaften Besonderheiten 
der Bismarckschen Verfassungskonzeption erklärt, 
nach welcher die Souveränität bei der „Gesamtheit 
der verbündeten Regierungen“ und nicht bei einem 
(parlamentarischen) Zentralorgan liegen sollte.30

Tatsächlich war die Epoche des Kaiserreichs von 
zahlreichen Kräfteverschiebungen geprägt, unter de-
nen der Bedeutungszuwachs des Reichstags mit der 
Tendenz zu einer Parlamentarisierung des Reichs 
vermutlich die wichtigste darstellte.31 Ebenso wurde 

26  Kühne, NJW 1998, 1513.
27  Näher Pauly, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), Handbuch 
des Staatsrechts, Bd. I, 3. Aufl . 2003, § 3 Rn. 47 ff.
28  Huber, in: Isensee/Kirchhof (Fn. 27), § 4.
29  Mommsen, Das Ringen um den nationalen Staat. Die 
Gründung und der innere Ausbau des Deutschen Reiches 
unter Otto von Bismarck 1850-1890, 1993, S. 333 ff.; ähn-
lich die Beschreibung bei Stürmer, Das ruhelose Reich, 
Neuausgabe 2004, S. 98 ff.
30  Näher Rührmair, Der Bundesrat zwischen Verfassungs-
auftrag, Politik und Länderinteressen, 2001, S. 16 ff. (dort 
auf S. 20 das Zitat im Text).
31  Huber (Fn. 28), § 4 Rn. 26 ff.; Mommsen, Bürgertum 
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die zunächst dürftige fi nanzielle Ausstattung des Bis-
marck-Reichs in der Endphase durch die Einführung 
neuer Reichssteuern korrigiert, die noch im Juli 1918 
zur Gründung des Reichsfi nanzhofs führte.32 Formal 
waren Änderungen der Verfassung nach Art. 78 der 
Reichsverfassung relativ leicht möglich.33 Dennoch 
waren diese weniger bewusst gestalteten als vielmehr 
tatsächlichen Zwängen entsprechenden Entwicklun-
gen nicht in der Lage, 
sämtliche Schwächen 
der Reichsverfassung zu 
beheben. Namentlich der 
Anspruch Wilhelms II. 
auf ein persönliches Re-
giment und die kaiser-
lichen Sonderrechte im 
Miltärbereich kulminier-
ten in der Verhängung 
des Ausnahmezustands 
zu Beginn des Welt-
kriegs.34 Ansätze zu einer 
formalen Korrektur der 
immer zweifelhafteren 
verfassungsrechtlichen 
Ausgangsparameter, ins-
besondere jene zur Mo-
difi kation des auch aus 
Sicht des Reichs proble-
matischen Dreiklassen-
wahlrechts in Preußen, 
scheiterten und wurden 
letztlich bis 1918 nicht 
verwirklicht.35

Eine echte Reform der 
Reichsverfassung stellte 
somit erst die gegen Ende 
des Reichs durchgeführ-
te Parlamentarisierung 
dar:36 Die faktisch regie-
rende Ober ste Hee res  lei tung hatte Deutschland bis 
1918 in Sie ges stimmung gehalten. Mit dem „Gesetz 
zur Abänderung der Reichsverfassung“ vom 28. Ok-
tober 1918 und dem Übergang zum parlamentari-
schen Regierungssystem suchte das Militär nunmehr 

und Weltmachtstreben. Deutschland unter Wilhelm II. 
1890 bis 1918, 1995, S. 87 ff.; ders. (Fn. 29), S. 352 f.; 
Willoweit (Fn. 3), S. 349 ff.
32  Mommsen (Fn. 31), S. 265 ff.; zusammenfassend Hu-
ber (Fn. 28), § 4 Rn. 38.
33  Näher dazu Kohl, Das Reichsverwaltungsgericht, 1991, 
S. 109 f.
34  Huber (Fn. 28), § 4 Rn. 41.
35  Stürmer (Fn. 29), S. 99.
36  Nach Willoweit (Fn. 3), S. 352 ff. löste der Krieg Ent-
wicklungsschübe aus, die die Relikte der ständischen Ent-
wicklung aushöhlten.

die Ausgangslage für die Waffenstillstandsverhand-
lungen zu verbessern.37 Die Reform diente hier – wie-
derum verspätet – als Ventil für die Folgen des militä-
rischen Zusammenbruchs und wurde letztlich durch 
die revolutionären Entwicklungen überholt. Da dieser 
parlamentarischen Regierung sowohl das unerwarte-
te mili tärische Zusam men brechen wie auch der be-
drückende Versailler Vertrag angelastet wurden, war 

die Parlamen ta ri sierung 
des Reichs von Anfang 
an schwer belastet.

V. Weimarer Republik 
und Drittes Reich
Obwohl ihre Bedeu-
tung als Faktor für das 
Scheitern der Weimarer 
Republik umstritten ist 
und im Laufe der letzten 
Jahrzehnte zunehmend 
relativiert wurde, besteht 
ein gewisser Konsens, 
dass auch die Verfassung 
des Deutschen Reichs 
vom 11. August 1919 an 
gewichtigen Konstruk-
tionsmängeln litt: Das 
Übergewicht Preußens 
im Gesamtbundesstaat, 
die dem Verfassungs-
wortlaut nach grenzen-
lose Möglichkeit der 
Verfassungsänderung, 
das Splitterparteien för-
dernde Wahlrecht, die 
fragile Stellung der Re-
gierung zum Reichstag 
und die konkurrierende 
Legitimität des Reichs-

präsidenten seien hier als Beispiele erwähnt.38

Viele dieser Unzulänglichkeiten wurden bereits in 
der Weimarer Zeit selbst diagnostiziert. In den we-
nigen Jahren ihrer Geltung fehlte es daher nicht an 
Bestrebungen zur Reform der Weimarer Reichsver-
fassung, die sich namentlich auf die Ausgestaltung 
der Bundesstaatlichkeit und das Verhältnis Preußens 
zum Reich bezogen.39 Über den Inhalt des gebotenen 

37  Näher dazu Mommsen (Fn. 31), S. 810 ff.
38  Vgl. etwa Apelt, Geschichte der Weimarer Reichsver-
fassung, 1946, S. 369 ff.
39  Dazu Apelt (Fn. 38), S. 386 ff.; Huber, Deutsche Ver-
fassungsgeschichte seit 1789, Bd. VII: Ausbau, Schutz und 
Untergang der Weimarer Republik, 1984, S. 667 ff.; Schnei-
der, in: Isensee/Kirchhof (Fn. 27), § 5 Rn. 84 m.w.N.
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 Denkschrift des badischen Landtagspräsidenten Eugen
Baumgartner, Karlsruhe 1923, Titelblatt.
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Reformkurses bestand indes wenig Konsens.40 Noch 
1932, im letzten Jahr der Weimarer Republik, legte der 
Richter, nationalliberale Reichstagsabgeordnete und 
zeitweilige Reichsfi nanz- und Reichsjustizminister 
Eugen Schiffer den Entwurf einer „neuen Verfassung 
des Deutschen Reiches“ vor, der u.a. die Abschaffung 
des „destruktiven“ Misstrauensvotums und die Fest-
legung eines änderungsfesten Kerns „eherner und 
unantastbarer Grundsätze“ vorschlug.41 Gleichzeitig 
forderte der amtierende Reichsminister des Inneren 
Freiherr von Gayl anlässlich der Verfassungsfeiern 
des Jahres 1932 eine Verfassungsreform, die u.a. eine 
Änderung des Wahlrechts mit der Einschränkung 
kleinerer Parteien sowie die Beseitigung des Dualis-
mus Preußen-Reich beinhalten sollte.42 Die Reform-
pläne – unter ihnen der durch Carl Schmitt entwor-
fene Staatsnotstandsplan der Regierung Schleicher 
– wurden dabei in den letzten Monaten der Weimarer 
Republik zunehmend radikaler.43

Es fällt ins Auge, dass viele Reformansätze der Wei-
marer Zeit im Parlamentarischen Rat aufgegriffen 
wurden und schließlich Eingang in das Grundgesetz 
gefunden haben. Dennoch darf der Hinweis nicht 
fehlen, dass auch im Zuge der totalitären Umgestal-
tung der Weimarer Rechts- und Verfassungsordnung 
Korrekturen vorgenommen wurden, die bis heu-
te im Grundgesetz ihren Niederschlag fi nden, und 
dass der Weg in den Unrechtsstaat administrativ in 
mancher Hinsicht auch mit einem Modernisierungs-
schub verbunden war. Dies lässt sich beispielsweise 
im Infrastrukturbereich nachweisen.44 Es ist eine er-
nüchternde Einsicht, dass Deutschland seine sachlich 
gebotenen verfassungsrechtlichen Korrekturen somit 
oftmals nur unter den Vorzeichen von Krieg, Diktatur 
und Neubeginn vorzunehmen vermochte.
40  Vgl. etwa einerseits: Zur Revision der Weimarer 
Reichsverfassung. Denkschrift der Bayerischen Staatsre-
gierung vom Januar 1924; dazu Huber (Fn. 39), S. 669 f. 
und 679, und andererseits: Leitsätze des Bundes zur Er-
neuerung des Reiches, 1928, in: Huber (Hg.), Dokumente 
zur deutschen Verfassungsgeschichte, Bd. 3, 1965, S. 420 
ff.; vgl. auch Bund zur Erneuerung des Reiches (Hg.), Die 
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